
die Gründe des Urteils zu verlesen. Ausweislich des 
Sitzungsprotokolls wurde nur der Urteilstenor ver­
kündet.

Wenn den Ausführungen der Berufungsbegründung 
gefolgt wird, in der zum Ausdruck kommt, daß der 
Angeklagte um 9.20 Uhr den Sitzungssaal betreten habe, 
so ist festzustellen, daß diese Tatsache im Protokoll 
nicht festgehalten wurde.

Es entspricht dem Prinzip unserer demokratischen 
Gesetzlichkeit, daß die Rechte des Angeklagten auf 
Verteidigung und Mitwirkung bei der gründlichen 
Aufklärung des Sachverhalts gewahrt werden. Dies ist 
in vorliegender Sache nicht geschehen.

A n m e r k u n g :
Die Entscheidung, der im Ergebnis zuzustimmen ist, 

gibt hinsichtlich der Begründung Anlaß zu folgenden 
Bemerkungen: Die vom Bezirksgericht festgestellten Ge­
setzesverletzungen des Kreisgerichts haben es mit Recht 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zu­
rückverweisung der Sache veranlaßt. Die zahlreichen 
und ernsten Verletzungen prozeßrechtlicher Vorschrif­
ten durch das Kreisgericht und z. T. auch durch den 
Staatsanwalt und das Untersuchungsorgan hätten jedoch 
dem Bezirksgericht Anlaß zu einer prinzipielleren Kritik 
der Rechtsverletzungen sein sollen. Das Rechtsmittel­
verfahren und das Urteil des Rechtsmittelgerichts stellen 
eine Kritik an dem Verfahren erster Instanz dar und 
sollen der Anleitung und Erziehung zur strikten Ein­
haltung und damit zur ständigen weiteren Festigung 
der demokratischen Gesetzlichkeit dienen. Die Ver­
letzung von verfahrensrechtlichen Bestimmungen, ins­
besondere die Nichtbeachtung des Prinzips des recht­
lichen Gehörs des Angeklagten durch Verletzung des 
§ 109 StPO, stellt eine erhebliche Verletzung der demo­
kratischen Gesetzlichkeit dar, und es wäre daher an­
gezeigt gewesen, diese grundlegenden Mängel auch in 
der Fassung und im Aufbau der Entscheidung deut­
licher zum Ausdruck zu bringen, um damit die anlei­
tende und helfende Wirkung der Kritik zu verstärken.

Abgesehen hiervon enthält aber die Begründung des 
Urteils des BG auch Fehler und Unklarheiten. Zu­
nächst begeht die Entscheidung einen schon mehrfach 
in der „Neuen Justiz“ beanstandeten Fehler in der 
Anwendung des § 291 Z i f f .  5 StPO (vgl. S. 82 dieses 
Heftes). Daß auch das BG Schwerin den Hinweis von 
S c h u m a n n  ( N J  1953 S. 310) und die Entscheidung 
des OG mit der Anmerkung von C o h n  ( N J  1953 S. 497) 
nicht berücksichtigt hat, bestätigt die Richtigkeit der 
Bemerkung von K r u t z s c h  ( N J  1953 S. 760), daß 
Richter und Staatsanwälte die Veröffentlichungen in der 
„Neuen Justiz“ regelmäßig und sorgfältig studieren 
müssen. Im vorliegenden Falle hätte die Aufhebung des 
Urteils nach § 280 Ziff. 2 StPO erfolgen müssen, weil 
die Entscheidung auf der Verletzung des prozessualen 
Rechts des Angeklagten auf persönliches Gehör (§ 109 
StPO) und der Vorschrift des § 200 StPO beruht.

Was die Verletzung des § 259 anbetrifft, so gibt das 
Urteil hierzu im Aufbau der Darstellung eine etwas 
unklare und ohne Aktenkenntnis wenig verständliche 
Schilderung der Prozeßgeschichte, die hier wohl etwas 
ausführlicher hätte sein müssen. Das Kreisgericht ist 
aber offensichtlich sehr formal und bürokratisch ver­
fahren. Es bedarf zunächst der Klarstellung, daß § 259 
StPO eine der wenigen Ausnahmen vom Prinzip der 
Anwesenheitspflicht darstellt und die Verwerfung des 
Einspruchs im Falle unentschuldigten Ausbleibens des 
Angeklagten zuläßt. Es ist deshalb nicht verständlich, 
wenn das Bezirksgericht in rechtlich richtiger Berufung 
auf diesen Grundsatz ausführt, daß der Feststellung 
des unentschuldigten Ausbleibens die Anwesenheit des 
Rechtsanwalts im Termin widerspräche. § 259 StPO 
geht davon aus, daß das Nichterscheinen des Angeklag­
ten selbst die Verwerfung des Einspruchs rechtfertigt; 
das Erscheinen eines Verteidigers steht daher der An­
wendung des § 259 an sich nicht entgegen. Zweifellos 
aber hat das Kreisgericht nicht sorgfältig die Frage 
geprüft, ob wirklich ein unentschuldigtes Ausbleiben 
des Angeklagten vorlag. Das ist nicht nur deshalb 
zu verneinen, weil der Angeklagte am Tage vor dem 
Termin um kurze Verlegung der Terminstunde durch 
seinen Verteidiger hat ersuchen lassen und diesem eine 
solche auch zugesagt worden ist. Auch die Anwesenheit 
des eigens zum Zwecke der Wahrnehmung der Inter­
essen des Angeklagten aus S. gekommenen Verteidigers

hätte das Kreisgericht, wie das Bezirksgericht mit Recht 
ausführt, zu der Prüfung veranlassen müssen, ob wirk­
lich ein unentschuldigtes Ausbleiben vorlag. Das Ge­
richt hätte in das Protokoll über die Hauptverhand­
lung etwas darüber aufnehmen müssen, welche Er­
klärungen der Verteidiger abgegeben hat. Es ist an­
zunehmen, daß dieser auf seine vorherige Rücksprache 
mit dem Direktor des Kreisgerichts und ein möglicher­
weise geringfügig verspätetes Erscheinen des Angeklag­
ten hingewiesen hat. Das Kreisgericht hätte nach dem 
Sachverhalt, wie er sich aus dem Urteil des Bezirks­
gerichts ergibt, ein. unentschuldigtes Ausbleiben des 
Angeklagten nicht annehmen dürfen und mit dem 
Urteil betreffend den Angeklagten F. bis zum Schlüsse 
der Hauptverhandlung, die in der gleichen Strafsache 
auch gegen den Angeklagten Sch. durchgeführt wurde,
warten müssen. „ „ „ „ , „■ Hans R a n k e ,

Präsident des Kammergerichts''^

§§ 171, 174, 176, 177, 217, 220 StPO.
Gegenstand der Urteilsfindung ist das zum Gegen­

stand der Anklage gemachte Verhalten des Angeklag­
ten, wie es sich nach dem Ergebnis der Hauptverhand­
lung darstellt. Die Eröffnung des gerichtlichen Haupt­
verfahrens darf nur wegen solcher Handlungen er­
folgen, wegen deren der Staatsanwalt Anklage erhoben 
hat.

KG, Urt. vom 10. November 1953 — Ust I 359/53.

Aus den G r ü n d e n :
Das angefochtene Urteil unterlag in Übereinstimmung 

mit dem Antrag des Generalstaatsanwalts insoweit der 
Aufhebung, als der Angeklagte nach KRD Nr. 38 
Art. Ill A III verurteilt worden ist. Insoweit beruht 
das angefochtene Urteil auf Verletzung des Ver­
fahrensrechts, und zwar auf der Verletzung der Vor­
schriften des § 220 Abs. 1 in Verbindung mit §§ 171, 177 
StPO. Gegenstand der Urteilsfindung ist das in der 
Anklage bezeichnete Verhalten des Angeklagten, wie es 
sich nach dem Ergebnis der gerichtlichen Verhandlung 
darstellt. Der Generalstaatsanwalt hat mit Anklage­
schrift vom 5. August 1953 lediglich wegen der Tat 
des Angeklagten am 18. Juni 1953 an der Sektoren­
grenze gemäß § 125 Abs. 2 StGB Anklage erhoben. Das 
Stadtgericht hat jedoch, obgleich wegen einer weiteren 
Handlung Anklage nicht erhoben worden war, das 
Hauptverfahren durch Beschluß vom 12. August 1953 
auch wegen der 1950 begangenen Handlung eröffnet. 
Das Gericht kann jedoch das Verfahren nur wegen 
der Handlungen eröffnen, wegen deren Anklage er­
hoben worden ist. Das folgt aus dem Anklageprinzip 
und der Offizialmaxime der Strafprozeßordnung, die in 
§§ 171, 177 in Verbindung mit § 220 StPO zum Aus­
druck kommen. Das Stadtgericht hat auch nicht, als es 
aus dem Akteninhalt noch eine weitere strafbare Hand­
lung des Angeklagten feststellte, gemäß § 174 StPO die 
Sache noch einmal an den Staatsanwalt unter Hinweis 
auf den Akteninhalt zurückverwiesen, um ihm Gelegen­
heit zu geben, zu prüfen, ob noch wegen einer weite­
ren Handlung Anklage erhoben werden solle. Der 
Staatsanwalt hat auch nicht gemäß § 217 StPO in der 
gerichtlichen Hauptverhandlung die Anklage auf eine 
weitere Handlung erweitert, und das Gericht hat 
daher auch nicht gemäß § 217 StPO einen ent­
sprechenden Beschluß erlassen. Durch diese verfahrens­
rechtlichen Mängel sind die prozessualen Rechte des 
Angeklagten beeinträchtigt. Die Gerichte sind ver­
pflichtet, die gesetzlichen Verfahrensbestimmungen der 
Strafprozeßordnung sorgfältig zu beachten. Die Rechte 
des Angeklagten im Verfahren dürfen keine Beein­
trächtigung erfahren. Wenn über die erhobene Anklage 
hinaus wegen eines weiteren Verbrechens Anklage er­
hoben und die gerichtliche Verhandlung hierauf er­
streckt werden sollte, so hätt^' das Gericht nach § 217 
StPO verfahren müssen.

§§ 213, 199, 200 StPO.
1. Zur Frage des Parteiprinzips und der aktiven Lei­

tung der gerichtlichen Hauptverhandlung durch den
/Vorsitzenden des Gerichts.

2. Die Erwiderung des Verteidigers oder des Ange­
klagten auf die Entgegnung des Staatsanwalts ist ein
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